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B E B A U U N G S P L A N   
MIT GRÜNORDNUNGSPLAN 

 

   

NR.124 
AM KELLERBERG – ÜBERARBEITUNG 

 

   
STADT 
LANDKREIS  
REGIERUNGSBEZIRK  

KELHEIM  
KELHEIM  

NIEDERBAYERN  

  

   

Präambel: 
Die Stadt Kelheim  
erlässt gemäß § 2 Abs. 1, § 9, § 10 und § 13a des Baugesetzbuches (BauGB) in 
Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634) zuletzt 
geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 08.08.2020 (BGBl. I S. 1728), Art. 81 
der Bayerischen Bauordnung (BayBO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.08.2007 (GVBl. S. 588, BayRS 2132-1-B) zuletzt geändert durch  § 1 des 
Gesetzes vo m  23.12.2020 (GVBl. S. 663), der Baunutzungsverordnung 
(BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl I S. 
3786), Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in der 
Fassung d er Bekanntmachung vom 22.08.1998 (GVBl S. 796, BayRS 2020-1-1-
l) zuletzt geändert durch § 3 des Gesetzes vom 24.07.2020 (GVBl S. 350) und 
der Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18.12.1990 (BGBl 1991 I S. 58) 
zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBl I S. 1057) 
den Bebauungsplan mit Grünordnungsplan Nr. 124 „Am Kellerberg – 
Überarbeitung“ nebst Begründung sowie sämtlicher Anhänge in der Fassung 
vom 18.01.2021 als S a t z u n g.  
 
§ 1 - Räumlicher Geltungsbereich 
Für den Bebauungsplan mit Grünordnungsplan Nr. 124 „Am Kellerberg – 
Überarbeitung“ gilt der vom Ingenieurbüro Komplan, Leukstraße 3, 84028 Landshut, 
ausgearbeitete Entwurf II mit dem beschlossenen räumlichen Geltungsbereich 
einschließlich der Festsetzungen durch Planzeichen und Text nebst Begründung sowie 
sämtlicher Anhänge in der Fassung vom 18.01.2021. 
 
§ 2 - Inkrafttreten  
Bebauungsplan mit Grünordnungsplan Nr. 124 „Am Kellerberg – Überarbeitung“ 
nebst Begründung sowie sämtlicher Anhänge in der Fassung vom 18.01.2021 
tritt gemäß  § 10 Abs. 3 BauGB am Tage der Bekanntmachung in Kraft. 

  

   

 

Planung 
 
K o m P l a n 
Ingenieurbüro für kommunale Planungen 
Leukstraße 3  
84028 Landshut 
Fon 0871.974087-0 Fax  0871.974087-29 
E-Mail info@komplan- landshut.de 
 

Dipl. Ing. (FH) D. Maroski          ___________ 
 Landschaftsarchitek tin/ Stadtplanerin 

                        F. Bauer             ___________ 
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Die Aufstellung des Bebauungsplanes mit Grünordnungsplan Nr.124 „Am Kellerberg 
– Überarbeitung“ erfolgt gemäß § 13a BauGB als Bebauungsplan der Innenentwick-
lung und wird im beschleunigten Verfahren nach § 13a Abs. 2 BauGB durchgeführt. 
Von der Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB wird entspre-
chend § 13 Abs. 3 Nr. 1 BauGB in vorliegender Situation abgesehen. 

 
1  Aufstellungsbeschluss 

Die Stadt Kelheim hat in der Sitzung vom 21.01.2019 d ie Aufstellung des Bebau-
ungsplanes mit Grünordnungsplan Nr.124 „Am Kellerberg – Überarbeitung“ be-
schlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde am 08.02.2019 ortsüblich bekanntge-
macht. 
 

2  Öffentliche Auslegung 
Der Entwurf des Bebauungsplanes mit Grünordnungsplan Nr.124 „Am Kellerberg – 
Überarbeitung“ in der Fassung vom 09.12.2019 wurde gemäß § 3 Abs. 2 BauGB so-
wie § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 21.04.2020 b is einschließlich 29.05.2020 öf-
fentlich ausgelegt. 
 

3  Zweite öffentliche Auslegung 
Der Entwurf II des Bebauungsplanes mit Grünordnungsplan Nr.124 „Am Kellerberg – 
Überarbeitung“ in der Fassung vom 20.07.2020 wurde gemäß § 3 Abs. 2 BauGB so-
wie § 4 Abs. 2 BauGB i. V. m. § 4 a Abs. 3 BauGB in der Zeit vom 30.09.2020 bis 
04.11.2020 zum zweiten Mal öffentlich ausgelegt. 
 

 
4  Satzungsbeschluss 

Der Bebauungsplan mit Grünordnungsplan Nr.124 „Am Kellerberg – Überarbeitung“ 
wurde mit Beschluss vom 14.12.2020 gemäß § 10 Abs. 1 BauGB und Art. 81 BayBO 
in der Fassung vom 18.01.2021 als Satzung beschlossen. 

 
 
 

Stadt Kelheim, den ………………….. 
 1. Bürgermeister 

 
5  Nach Abschluss des Planaufstellungsverfahrens ausgefertigt. 
 
 
 

Stadt Kelheim, den ………………….. 
 1. Bürgermeister 

 
6  Inkrafttreten 

Der Bebauungsplan mit Grünordnungsplan Nr.124 „Am Kellerberg – Überarbeitung“ 
wurde am __.__.____ gemäß § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekanntgemacht. Der 
Bebauungsplan mit Grünordnungsplan Nr.124 „Am Kellerberg – Überarbeitung“ tritt 
mit der Bekanntmachung in Kraft. Auf die Rechtsfolgen der §§ 44 Abs. 3/4, 214 u. 
215 BauGB wird hingewiesen. 

 
 
 

Stadt Kelheim, den ………………….. 
 1. Bürgermeister 

 

A) BEBAUUNGSPLAN 
Festsetzungen gemäß § 9 BauGB und Art. 81 BayBO 

1 ART DER BAULICHEN NUTZUNG  (§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB) 
1.1 Allgemeines W ohngebiet (§ 4 BauNVO) 

Nicht zulässig sind gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO folgende Nutzungen: 
- sonstige nicht störende Gewerbebetriebe  
- Anlagen für Verwaltungen, 
- Gartenbaubetriebe, 
- Tankste llen. 

 
2 MASS DER BAULICHEN NUTZUNG  (§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB) 
2.1 Zulässige Grund-/ Geschossfläche 

Nutzung 
Grundflächenzahl - GRZ 
§ 17 i.V.m. § 19 BauNVO 

Geschossflächenzahl-GFZ 
§ 17 i.V.m. § 20 BauNVO 

WA max. 0,4 max. 0,6 
 

2.2 Zahl der Vollgeschosse (VG) 
Definition: 
Vollgeschosse s ind Geschosse die vollständig über der natürlichen oder festgelegten Geländeoberfläche 
zu liegen kommen und über mind. 2/3 ihrer Grundfläche e ine Höhe von 2,30 m aufweisen. 

Hinweis: 
Bei Dachgeschossausbau is t die zulässige Anzahl der Vollgeschosse zu berücksichtigen. Ein Ausbau als  
Vollgeschoss kann nur unter Einhaltung der max. zulässigen Anzahl der Vollgeschosse erfolgen. 

2.2.1  Zubehöranlagen - Garagen/ Carports/ Neben gebäude 
max. 1 Vollgeschoss zulässig 
Bauweise:  Erdgeschoss (E) 
Die Anordnung der Garage/ Carports/ Nebengebäude hat oberirdisch zu erfolgen. Die Errichtung von 
Tief -/Kellergaragen is t nur auf Parzelle  11 zuläss ig. Ansonsten is t die Errichtung von Tief -/Ke llergaragen  
unzulässig. 

2.2.2  W ohngebäude 
max. 1 Vollgeschoss zulässig 
Bauweise:  Erdgeschoss (E) 

max. 2 Vollgeschosse zulässig – Parzellen 1-10, 11-Haus 2 und 3, 12-22 
Bauweise:  Erdgeschoss  und Dachgeschoss (E+D) 

Erdgeschoss und 1 Obergeschoss (E+I) 
Untergeschoss  und Erdgeschoss (U+E) 

Hinweis:  
Hangbauweise is t ab e iner Geländeneigung von 1,50 m auf Haustiefe anzuwenden. Mit dem Bauantrag 
is t e in Höhennivellement vorzulegen, aus dem die Bauweise entsprechend hervorgeht. 

max. 3 Vollgeschosse zulässig– Parze lle 11-Haus 1  
Bauweise: Erdgeschoss und 2 Obergeschosse (E+II) 
 

2.3 Höhe baulicher Anlagen 
2.3.1  W andhöhe 

Zubehöranlagen: 
Garagen/ Carports/ Nebengebäude: im Zufahrtsbereich max.  3,50 m 
Wohngebäude: 
bei 1 VG: bergseitig max.  3 ,50 m 
bei 2 VG: bergseitig max.  6 ,50 m 
bei 3 VG: bergseitig max.  9 ,50 m 
Definition: 
Die W andhöhe is t zu messen von der bestehenden Geländeoberfläche bis zum Schnittpunkt der 
Außenwand mit der Dachhaut an der Traufseite oder bis  zum oberen Abschluss der W and. 
 

3 BAUWEISE  (§ 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB) 
Im gesamten Baugebiet gilt die offene Bauweise gemäß § 22 Abs. 2 BauNVO. 
Eine Grenzbebauung ist nur für Hausgruppen auf den betreffenden Grundstücken (Parzelle 22) 
sowie für Zubehöranlagen (Garagen/ Carports/ Nebengebäude) zulässig. 
 

4 ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN  (§ 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB) 
Gebäude und bauliche Anlagen sind nur innerhalb der im Bebauungsplan festgesetzten 
überbaubaren Grundstücksflächen (Baugrenzen) zulässig. Eine Überschreitung ist nur in dem 
Maß zulässig, wie es die Festsetzungen durch Planzeichen zu den Baugrenzen zulassen und 
hierdurch keine Verletzungen zu den erforderlichen Abstandsflächen hervorgerufen werden. 
Die der Versorgung des Gebietes notwendigen Versorgungsanlagen werden auch außerhalb 
der überbaubaren Flächen für zulässig erklärt. 
 

4.1 Private Verkehrsflächen 
4.1.1  Zufahrten  

Die verkehrliche Erschließung hat ausschließlich über die im Bebauungsplan ausgewiesenen 
Ein- und Ausfahrten zu erfolgen. 

4.1.2 Stellplätze 
Stellplätze für Kraftfahrzeuge sind ausschließlich auf den privaten Grundstücksflächen auf den 
jeweils zugeordneten überbaubaren Flächen anzuordnen. 

4.1.3  Anzahl der Stellplätze 
Es gilt die Stellplatzsatzung der Stadt Kelheim in der jeweils gültigen Fassung. 
 

4.2 Abstandsflächen 
Unabhängig der im Bebauungsplan ausgewiesenen überbaubaren Grundstücksflächen 
(Baugrenzen) wird bei der Errichtung von Gebäuden und baulichen Anlagen der Art. 6 BayBO 
angewendet. Bei Parzelle Nummer 11 und 22 gelten gemäß Art. 6 Abs. 5 Satz 3 jedoch die 
ausgewiesenen überbaubaren Grundstücksflächen (Baugrenzen). 
 

5 FIRSTRICHTUNG  (§ 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB) 
Eine detaillierte Firstrichtung innerhalb des Geltungsbereiches wird nicht festgesetzt. 
Die Firstrichtung hat jedoch parallel zur längeren Gebäudeseite zu verlaufen (Traufseite) und 
hat sich am Verlauf der überbaubaren Grundstücksflächen (Baugrenzen) zu orientieren. 
 

6 ANZAHL DER W OHNUNGEN  (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 
Folgende maximale Anzahlen an Wohnungen sind zulässig: 

Parzellennummer Anzahl der Wohnungen (Whg) 

1-10 und 12 -21 max. 2 W hg. je  W ohngebäude 
11 max. 10 W hg.  

22 max. 3 Whg.  

 
7 ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN  (ART. 81 BAYBO) 
7.1 Gestaltung baulicher Anlagen 
7.1.1 Zubehöranlagen - Garagen/ Carports/ Nebengebäude 

Dachform: Satteldach (SD)/ Pultdach (PD)/ Walmdach (WD)/ Zeltdach (ZD)/ 
 Flachdach (FD); 
Dachneigung: SD: max. 45° 
 WD/ ZD: max. 25° 
 PD: max. 15° 
Dachdeckung: alle harten Deckungen, rot/ braun/ anthrazit, grau; 
 Solar- und Photovoltaikmodule als eigenständige Dachhaut; 
 bei PD/ FD auch B lechdach sowie extensive Dachbegrünung zulässig; 
Dachüberstand: Ortgang und Traufe max. 0,50 m; bei FD unzulässig; 
Dachaufbauten: unzulässig. 

 
7.1.2  W ohngebäude 

Dachform: Satteldach (SD) - auch höhenversetzt/  Pultdach (PD)/ Walmdach (WD)/ 
Zeltdach (ZD)/ Flachdach (FD); 

Dachneigung: SD: max. 45° 
 WD/ ZD: max. 25° 
 PD: max. 15° 
Dachdeckung: alle harten Deckungen, rot/ braun/ anthrazit/ grau; 
 Solar- und Photovoltaikmodule als eigenständige Dachhaut; 
 bei PD/ FD auch B lechdach sowie extensive Dachbegrünung zulässig; 
Dachüberstand: Ortgang und Traufe max. 1,00 m; bei FD unzulässig; 

Überdachungen/ Vordächer von Eingangsbereichen etc. sind bis zu 
einer Tiefe von 2,00 m zulässig; 

Dachaufbauten: bei SD zulässig als Giebel- oder Schleppgauben; 
Zulässig sind max. 2 Gauben pro Dachseite. D ie gesamte Größe der 
Dachaufbauten darf 1/3 der Dachlänge nicht überschreiten. 

    bei WD/ ZD/ PD/ FD unzulässig; 
 
7.2 Alternative Energien 

Zur Förderung regenerativer Energienutzungen für Solarthermie oder Photovoltaikanlagen werden 
Dachanlagen auf den Gebäuden und sonstigen Anlagen entsprechend der maximalen Grundfläche 
für zulässig erklärt. Aufgeständerte Modulkonstruktionen sind unzulässig. Die Abteufung von 
Erdwärmesonden ist laut Wasserwirtschaftsamt Landshut nicht genehmigungsfähig.  
 

7.3 Einfriedungen 
Art und Ausführung: Holzzaun/ Metallzaun/ Maschendrahtzaun sowie lebende Zäune , 

Mauern in Sichtmauerwerk, Naturstein oder als Steingitterkörbe zulässig; 
Höhe der Einfriedung: straßenseitig max. 1,20 m, 
 ansonsten max. 2,00 m, jeweils zu messen ab vorhandenem Gelände; 
Sockel: zulässig bis max. 0,20 m; 

 am Baugebietsrand zur freien Landschaft unzulässig. 
 

7.4 Gestaltu ng des Geländes 
7.4.1  Abgrabungen/ Aufschüttungen 

Zulässig innerhalb des Geltungsbereiches sind Abgrabungen bis max. 1,50 m und Aufschüttungen 
bis max. 2,00 m. Abgrabungen und Aufschüttungen dürfen nicht unmittelbar aneinander grenzen. 

7.4.2  Stützmauern 
Stützmauern in Form technischer Anlagen sind bis zu einer Höhe von maximal 1,50 m über 
dem vorhandenen Gelände zulässig. Weitere Geländeunterschiede sind als natürliche 
Böschungen auszubilden. Stützmauern an der Grundstücksgrenze sind grundsätzlich 
unzulässig. 
Hinweis:  
Die Geländehöhen sind grundsätzlich auf die benachbarten Grundstücksbereiche abzustimmen. Die 
Geländeveränderungen dürfen dabei gemäß § 37 WHG nicht zu nachteiligen Veränderungen des 
Oberflächenwasserabflusses (wild abfließendes Wasser) für Dritte führen. Im Zuge der jeweiligen 
Genehmigungsanträge sind sowohl die vorhandenen als  auch geplanten Geländehöhen darzuste llen. 
Maßgebend für die Ermittlung der Wandhöhen ist das bestehende Gelände.  
 

8 BEBAUUNG IM NAHBEREI CH VON WALDFLÄCHEN (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 
Bei der Errichtung von Gebäuden zum dauernden Aufentha lt von Personen auf den 
Grundstücken der Parzellen 1, 2, 5, 7-10, 17 und 23 im Nahbereich der angrenzende 
Waldflächen, sind in einem Abstand innerhalb von 30 m aufgrund einer möglichen 
Baumwurfgefahr, bauliche S icherungsmaßnahmen (z.B. statisch verstärkter Dachstuhl) zum 
Schutz von Personen zu ergreifen. 
Hinweis:  
Gegenüber dem W a ldbesi tzer  is t  bei Bebauung innerhalb der Schutzzone e ine Duldungs- und 
Haftungsausschlusserklärung zu erlassen.  Bei der Errichtung von baulichen Anlagen in W aldrandnähe 
wird auf die Gefahren von Baumwurf und –bruch hingewiesen. Bei zukünftigen Baumaßnahmen in den 
Flächen des Bebauungsplans ist zudem darauf zu achten, dass der angrenzende W ald nicht geschädigt wird. 
Die konkrete Bebauung is t deshalb vor Ste llung eines Bauantrages oder eines Antrages auf 
Genehmigungsfre is te llung mit  den zuständigen Behörden (Amt für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten, Landratsamt) abzuklären.  
 

9 BEBAUUNG IM BEREICH DER 20 -KV-DOPPEL FREILEITUNG 
Der Schutzzonenbereich zu 20-kV-Doppelfreileitungen beträgt in der Regel beiderseits je 15,0 m 
zur Leitungsachse. Dies ist bei sämtlichen Maßnahmen im Bereich der Freileitung zu 
berücksichtigen. Aufgrund geänderter technischer Gegebenheiten können sich gegebenenfalls 
größere Schutzzonenbereiche ergeben. Auf die Anhänge 3 und 4 gemäß Bayernwerk Netz 
GmbH in der Begründung wird verwiesen.  
Hinweis:  
Hins ichtlich der in den angegebenen Schutzzonenbereichen bzw. Schutzstre ifen bestehenden Bau- und 
Bep flanzungsbeschränkung wird darauf aufmerksam gemacht, dass Pläne für Bau- und 
Bepflanzungsvorhaben jeder Art der Bayernwerk Netz GmbH rechtzeitig zur Ste llungna hme vorzulegen 
s ind. Dies gilt insbesondere für Straßen- und W egebaumaßnahmen, Ver- und Entsorgungsle itungen,  
Kiesabbau, Aufschüttungen, Fre izeit und Sportanlagen, Bade- und Fischgewässer und Aufforstungen. 
 

1 PLANGRUNDLAGE  
Die aktuelle digitale Flurkarte (DFK) der Bayerischen Vermessungsverwa ltung wurde von der 
Stadt Kelheim zur Verfügung gestellt. 
D ie Planzeichnung ist zur Maßentnahme nur bedingt und als Eigentumsnachweis nicht geeignet, 
da keine Gewähr für Maßhaltigkeit und Richtigkeit gegeben ist. 
 

2 BAUGRUND  
Zur endgültigen Klärung der Untergrundverhältnisse hinsichtlich Gründung der Gebäude und 
Erschließungsanlagen sowie der Versickerungsverhältnisse, wird den Bauwerbern die Erstellung 
von Boden- und Baugrundgutachten empfohlen. 
 

3 BODENSCHUTZ - SCHUTZ DES OBERBODENS, MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ VOR 
SCHÄDLICHEN UMW ELTEINW IRKUNGEN 
Bei baulichen und sonstigen Veränderungen des Geländes ist der anfallende Oberboden in nutz-
barem Zustand zu erha lten und so zu sichern, dass er jederzeit zu Kulturzwecken verwendet 
werden kann. Er ist in seiner gesamten Stärke anzuheben und in Mieten (maxima l 3,00 m Basis-
breite, 1,00 m Kronenbreite, 1,50 m Höhe, bei Flächenlagerung 1,00 m Höhe) zu lagern. Die 
Oberbodenlager sind bei einer Lagerdauer von über 6 Monaten mit tiefwurzelnden, winterharten 
und stark wasserzehrenden Pflanzen (z. B. Luzerne, W aldstauden-Segge, Lupine) als Gründün-
gung anzusäen, eine Befahrung mit Maschinen ist zu unterlassen. Die Vorgaben der DIN 19731 
sind zu beachten. 
 

4  ALTLASTEN 
Altlast- bzw. Altlastverdachtsflächen innerhalb des Geltungsbereiches sind der Stadt Kelheim 
sowie dem Landratsamt Kelheim, Sachgebiet Wasserrecht, staatliches Abfallrecht, Bodenschutz-
recht, nicht bekannt. D iese Feststellung bestätigt jedoch nicht, dass die Flächen frei von jeglichen 
Altlasten oder schädlichen Bodenverunreinigungen sind. Bodenverunreinigungen sind dem Land-
ratsamt Kelheim, Sachgebiet W asserrecht, staatliches Abfallrecht, Bodenschutzrecht zu melden. 
 

5  GEOGEFAHREN 
 Das Bayerische Landesamt für Umwe lt weist für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes da-

rauf hin, dass im Planungsgebiet keine konkreten Geogefahren bekannt sind. Der Untergrund der 
Frankenalb besteht a llerdings aus verkarsteten Karbonatgesteinen des W eißjura, die von unter-
schiedlich mächtigen Deckschichten überlagert werden. Es besteht ein Restrisiko für die Entste-
hung von Dolinen oder Erdfällen, vor allem durch das Nachsacken von Deckschichten in unter la-
gende Hohlräume. Bei weiteren Fragen zu Geogefahren kann das Bayerische Landesamt für 
Umwe lt, Referat 102, Bürgermeister-Ulrich -Straße 160, 86179 Augsburg, Tel. 0821/9071-0 kon-
sultiert werden. 

 
6 DENKMALSCHUTZ  

Bei Erdarbeiten zu Tage kommende Keramik-, Meta ll- oder Knochenfunde sind umgehend dem 
Landratsamt Kelheim bzw. dem Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege zu me lden. Die auf-
gefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche nach der An-
zeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die Gegenstände 
vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. Auf die entsprechenden Bestimmun-
gen des Art. 8 Abs. 1 und 2 BayDschG wird verwiesen. 

 
7 NACHBARSCHAFTSRECHT / GRENZABSTÄNDE 

Bei allen Pflanzungen von Bäumen und Sträuchern sind die ge ltenden Regelungen des AGBGB 
Art. 47 bis 50 zu beachten und zu angrenzenden benachbarten Flächen nachfolgende Abstände 
einzuhalten: 
  - 0,50 m für Gehölze niedriger als 2,00 m W uchshöhe  
  - 2,00 m für Gehölze höher a ls 2,00 m Wuchshöhe 
  - bis zu 4,00 m zu landwirtschaftlichen Nutzflächen für Gehölze höher a ls 2,00 m 
 

8 FÜHRUNG UND SCHUTZ VON VER- UND ENTSORGUNGSLEITUNGEN 
Die Unterbringung der erforderlichen Versorgungs leitungen sollte aus städtebaulichen und ge-
stalter ischen Gründen im Einvernehmen mit den Leistungsträgern unterirdisch erfolgen. 
Bei Anpflanzung von Bäumen und Großsträuchern ist zu unterirdischen Ver- und Entsorgungslei-
tungen ein Abstand von mindestens 2,50 m einzuhalten. Bei kleineren Sträuchern ist ein Min-
destabstand von 1,50 m ausreichend. 
 

9 ABFALLRECHT  
Größe , Zahl und Art der Abfallbehältnisse richten sich nach den Bestimmungen der jeweiligen 
geltenden Satzung. Kann der angefallene Mü ll nicht direkt durch die Müllfahrzeuge abgeho lt wer-
den, muss von den Abfallbesitzern dieser zu dem nächsten anfahrbaren Sammelplatz gebracht 
werden. Auf § 16 Nr. 1 der Unfallverhütungsvorschriften Müllbeseitigung (DGUV-Vorschrift 43) 
wird verwiesen.  
 

10 LEUCHTMITTEL 
Die Verwendung insektenfreundlicher Leuchtmittel (LED, natriumbedampft) wird angeraten. 
 

11 REGENERATIVE ENERGIENUTZUNG 
Im Planungsgebiet sollen Anforderungen im Hinblick auf den Einsatz erneuerbarer Energien, der 
Energieeffizienz sowie der Energieeinsparung besondere Berücksichtigung finden. In der Pla-
nung werden daher inhaltlich diese Zielsetzungen getroffen durch Berücksichtigung von ausrei-
chend dimensionierten Abständen zwischen den Baukörpern (Verschattung) und der Zulässigkeit 
von Solar- und Photovoltaikmodulen als eigenständige Dachhaut. Ebenso werden in den örtli-
chen Bauvorschriften keine einschränkenden Vorgaben hinsichtlich der Belichtung oder Fassa-
dengestaltung getroffen, die eine Nutzung solarer W ärmegewinnung bei der Grundrissorientie-
rung einschränken. Grundsätzlich wird zudem die Nutzung erneuerbarer Energien in Form von 
solarer Strahlenenergie für Heizung, Warmwasseraufbereitung, zur Stromerzeugung sowie zur 
allgemeinen Kraft-Wärme-Kopplung empfohlen. 
 

12 GRUNDW ASSERSCHUTZ 
Genaue Angaben zum Höchsten Grundwasserstand (HGW) als Planungsgrundlage für Baumaß-
nahmen müssen durch ein Gutachten eines fachkundigen Ingenieurbüros ermittelt werden. Die 
Erkundung des Baugrundes obliegt grundsätzlich dem jeweiligen Bauherren, der sein Bauwerk 
bei Bedarf gegen auftretendes Grund- oder Schichtenwassersichern muss. Insbesondere hat der 
Bauherr zu überprüfen, ob Vorkehrungen gegen Grundwassereintritt in Kellerräume, Tiefgaragen 
etc. zu treffen sind. Darüber hinaus sind bauliche Anlagen, soweit erforderlich, druckwasserdicht 
und auftriebssicher auszubilden. Für das Bauen im Grundwasserschwankungsbereich sowie für 
eine evtl. notwendige Bauwasserhaltung ist beim Landratsamt Kelheim eine wasserrechtliche 
Genehmigung einzuho len. Sollte der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen geplant sein, so 
ist die Anlagenverordnung - Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen und über Fachbetriebe (VAwS) zu beachten und die Fachkundige S te lle  Landratsamt 
Kelheim Abteilung Wasserecht zu beteiligen. Die Anzeigepflicht von Grundwasserfreilegungen 
nach § 49 W HG bzw. die Er laubnis mit Zulassungsfiktion nach Art. 70 BayW G sind zu beachten. 
 

13 NIEDERSCHLAGSW ASSERBESEITIGUNG 
Die Grundstücksentwässerung hat nach DIN 1986-100 in Verbindung mit DIN EN 752 und 
DIN EN 12056 zu erfolgen. Die Bodenversiegelung im gesamten P lanungsbereich ist dabei auf 
das unbedingt erforderliche Maß zu beschränken. Zur Aufrechterhaltung der natürlichen Versi-
ckerungsfähigkeit sind die Zufahrten und PKW-Stellflächen soweit als möglich versickerungsfähig 
zu gestalten. Es wird weiterhin empfohlen, bei versickerungsfähigem Untergrund das Nieder-
schlagswasser von den Dachflächen und den Grundstückszufahrten mittels breitflächiger Versi-
ckerung über die belebte Bodenzone dem Untergrund zuzuführen oder über geeignete Rückhal-
teeinrichtungen (z. B. Teichanlagen, Regenwasserzisternen) zu sammeln. Im Vorfeld ist die aus-
reichende Sickerfähigkeit des Untergrundes nachzuweisen. Für eine schadlose Versickerung von 
gesammeltem Niederschlagswasser in das Grundwasser ist die Niederschlagswasserfreistel-
lungsverordnung (NWFreiV) maßgebend. Weiterhin sind die "Technischen Rege ln zum schadlo-
sen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in das Grundwasser" (TRENGW) zu be-
achten. Bei Dachdeckungen mit Zink-, Blei- oder Kupfergehalt, die eine Gesamtf läche von 50m² 
überschreiten, sind zusätzliche Reinigungsmaßnahmen für die Dachwässer erforderlich. Bei be-
schichteten Metalldächern ist mindestens die Korrosionsschutzklasse III nach DIN 55928-8 bzw. 
die Korrosivitätskategorie C 3 (Schutzdauer „lang“) nach DIN EN ISO 12944-5 einzuhalten. Eine 
entsprechende Bestätigung unter Angabe des vorgesehenen Materials ist dann vorzulegen.  

Warnhinweis zu wild abfließendem W asser 
Falls es bei Starkniederschlägen oder Schneeschmelze zu wild abfließendem Wasser kommen 
sollte, darf dieses nicht zum Nachteil Dritter ab- bzw. umgeleitet werden. Geeignete Schutzmaß-
nahmen gegen wild abfließendes W asser und Schichtenwasser sind vorzusehen, z. B. die An-
ordnung des Erdgeschosses mindestens 50 cm über Geländeniveau) und die wasserdichte Aus-
führung des Kellergeschosses (das bedeutet auch, dass alle Öffnungen sowie Leitungs- und 
Rohrdurchführungen wasserdicht oder anderweitig geschützt sein müssen). Detaillierte Empfeh-
lungen zum Objektschutz und baulichen Vorsorge enthält die Hochwasserschutzfibel des Bun-
desumweltministeriums (www.bmub.bund.de; Suchbegriff „Hochwasserschutzfibel“). 
 
 

14 GEEIGNETE ZEITRÄUME FÜR DIE BESEITIGUNG VON GEHÖLZEN 
Um vermeidbare Verluste durch direkte Tötung/ Verletzung oder auch Störungen von europa-
rechtlich geschützten Vogelarten so weit wie möglich zu vermeiden dürfen vorhandene Gehölz-
bestände nur in der Zeit vom 01. Oktober bis zum 28./ 29. Februar unter Beachtung artenschutz-
rechtlicher Vorgaben (insbesondere Zugriffsverbote nach § 44 BNatSchG) beseitigt werden. 
 

15 IMMISSIONEN DURCH DIE LANDW IRTSCHAFT 
Unmittelbar an den Geltungsbereich grenzen landwirtschaftlichen Nutzf lächen an. Im Zuge einer 
ordnungsgemäßen Bewirtschaftung der angrenzenden landwirtschaftlichen Nutzflächen müssen 
die Anlieger mit zeitweise bedingten Geruchsimmissionen (Gülle, Mist Pflanzenschutzmitte l), 
Staubimmissionen (Ernte-Drusch, Trockenheit) und Lärmimmissionen (landwirtschaftliche Ma-
schinen) rechnen. Die Bauwerber sind entsprechend darauf hinzuweisen. 
 

16 HOCHSPANNUNGSFREILEITUNG 
Auf erhöhte Gefahren bei Arbeiten in der Nähe von Frei leitungen wird hingewiesen.  
Abgrabungen im Mastbereich können die Standsicherheit der Masten der bestehenden 20-kV-
Freileitung gefährden und sind nur mit E inverständnis der Bayernwerk Netz GmbH möglich. Die 
Standsicherheit der Freileitungsmaste und die Zufahrt zu den Standorten müssen zu jeder Zeit 
gewährleistet sein. D ies gilt auch für vorübergehende Maßnahmen.   
D ie nördlich des Geltungsbereiches verlaufende 20-kV-Freileitung hat bis zu einer möglichen 
Verkabelung Bestand und ist somit auch während der Bauzeit zu berücksichtigen. 
Auf die Anhänge 3 und 4 gemäß Bayernwerk Netz GmbH in der Begründung wird verwiesen.  
 

17 DIN NORMEN 
Die DIN-Normen, auf welche die Festsetzungen Bezug nehmen, sind bei der Stadt Kelheim zu-
gänglich. 
 

18 RÄUMLICHER GELTUNGSBEREICH 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes mit Grünordnungsplan umfasst die ver-
messenen Grundstücksflächen der Flurnummern 1896, 1897, 1897/1, 1897/2, 1897/3, 1897/4, 
1897/5, 1898, 1899, 1899/2, 1899/3, 1899/4, 1899/5, 1899/6, 1899/7, 1899/8, 1900, 1900/1, 
1900/2, 1900/3, 1900/4, 1900/5, 1900/6, 1900/7, 1900/8, 1900/9 und 1903/1 der Gemarkung Kel-
heim mit einer Fläche von ca. 2,2 ha. 
 

19 INKRAFTTRETEN 
Der Bebauungsplan mit Grünordnungsplan tritt am Tage der Bekanntmachung in Kraft. 
 

 

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des 
Bebauungsplanes mit Grünordnungsplan 

 

Art der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

 
Allgemeines W ohngebiet (siehe Ziffer 1.1 der Festsetzungen durch Text) 
 

Maß der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO) 
 

Zahl der Vollgeschosse 
 

max. 1 Vollgeschoss zulässig 
 
max. 2 Vollgeschosse zulässig 
 
max. 3 Vollgeschosse zulässig 

 

Bauweise, Baugrenzen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 und 23 BauNVO) 

 
Baugrenze:  Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen 

festgesetzt. Eine Überschreitung der Baugrenzen für untergeordnete 
Anlagen in Form von W intergärten, Terrassenüberdachung und 
Balkonen bis zu einer Tiefe von 2,50 m zulässig. 

 
Baufläche für private Stellplätze  
 
Baufläche für bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche: TGa 
(Tiefgarage, Keller) 
 

Verkehrsflächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB) 

 
Öffentliche Straßenverkehrsfläche 
(Fahrbahn) 
 
Straßenbegrenzungslinie 
 
Einfahrt/ Ausfahrt 
 
Private Verkehrsflächen zur Erschließung der Bauparzellen 
 

Hauptversorgungs - und Hauptwasserleitungen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 und Abs. 6 BauGB) 

 
20-kV-Doppelfreileitung, oberirdisch  
 
Schutzzone entlang der Freileitung  
Mit 15,00 m beiderseits der Leitungstrasse 
Hinweis:  
Hinsichtlich der in den angegebenen Schutzzonenbereichen bzw. Schutzstreifen bestehenden 
Bau- und Bepflanzungsbeschränkung s ind Pläne für Bau- und Bepflanzungsvorhaben jeder Art 
rechtzeitig der Bayernwerk Netz GmbH zur Stellungnahme vorzulegen. 

 
Grünflächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB) 

 
Grünfläche  
Grünlandnutzung  

 

Planungen, Nutzungsregelungen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung der Landschaft 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB) 

 
Einzelgehölz – geplant 
 
Einzelgehölz – bestehend 
 
Gehölzgruppe (Baum -/ Strauchpflanzung) – geplant 
 
Gehölzgruppe (Baum -/ Strauchpflanzung) – bestehend  

 

Sonstige Planzeichen 
 
Parzellennummer (Beispiel) 
 
Vermaßung (Beispiel) 
 
Stellplätze 
 
Tiefgarage 
 
Gemeindegebietsgrenze Ihrlerstein | Kelheim  
 

Flurnummer (Beispiel) 
 
Flurstücksgrenze  
 
Baubestand 
 
Bebauung - entfällt 
 
Bebauung Hauptnutzung - geplant (Vorschlag) 
 
Zufahrtsbereich zur Tiefgarage  
 
Trafostation – bestehend 
 
Einzelbaum – bestehend, Standort außerhalb des Geltungsbereiches 
 
Biotopfläche inkl. Biotopteilflächennummer und Bezeichnung 
D atenquelle: N ac hr ic htlic he Übernahme, B ay ernAtlas P LUS  

 
Schutzgebiete und Schutzobjekte im Sinne des Naturschutzrechts – Naturpark 
NP-00016 [BAY -15] „Altmühltal“  
D atenquelle: Nac hr ic htlic he Überna hme, B ay ernA tlas P LUS  

 
 
 

15 ARTENLISTEN 
Bei der Gehölzverwendung ist auf das Einbringen autochthonen Pflanzmaterials (Vorkom-
mensgebiet 5.2 Schwäbische und Fränkische Alb) zu achten. 

15.1 Gehölze 1. Ordnung  
Einzelgehölz: H, 3 x v., mDB, 16-18, (falls erforderlich mit Straßenraumprofil) 
Acer platanoides  Spitz-Ahorn 
Acer pseudoplatanus Berg-Ahorn 
Quercus robur Stiel-Eiche  
Tilia cordata  Winter -Linde 
und andere heimische, standortgerechte Arten. 
 

15.2 Gehölze 2. und 3. Ordnung  
Qualität Einze lgehölz: H, 3 x v., mDB, 14-16 (Straßenraumprofil, falls erforderlich) 
Qualität flächige Pflanzung: vHei, 200-250  
Qualität Obstgehölz: H, 8-10  
Acer campestre    Feld-Ahorn 
Carpinus betulus   Hainbuche 
Prunus avium    Voge l-Kirsche  
Sorbus aucuparia   Gemeine Eberesche 
sowie Obst-/ und Nussgehölze standorttypischer Regionalsorten und andere heimische, 
standortgerechte Arten. 
 

15.4 Sträucher 
Qualität: Str, mind. 4 Tr., 60-100 
Mit * gekennzeichnete Straucharten sind Ziergehölze.  
Amelanchier in Arten   Felsenbirne* 
Berberis vulgaris   Berberitze  
Cornus mas  Kornellkirsche  
Cornus sanguinea subsp. sanguinea Roter Hartriegel 
Corylus ave llana   Haselnuss  
Crataegus laevigata    Zweigriffliger Weißdorn 
Deutzia in Arten   Maiblumenstrauch* 
Forsythia x intermedia  Forsythie* 
Kolkwitzia amabilis   Perlmuttstrauch* 
Ligustrum vulgare   Liguster 
Philadelphus in Arten   Gartenjasmin* 
Prunus spinosa   Schlehdorn 
Rosa canina    Hunds-Rose 
Salix purpurea   Purpur-Weide 
Syringa vulgaris   Flieder* 
Weigela in Arten   Weigelie* 
sowie Beerensträucher standorttypischer Regionalsorten und andere heimische, standortgerechte Arten. 
 

B) GRÜNORDNUNGSPLAN 
Festsetzungen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 BauGB 
 

10 NICHT ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN 
Die nicht überbaubaren privaten Grundstücksflächen innerhalb des Siedlungsbereiches sind als 
Rasen-, Wiesen- oder Pflanzflächen auszubilden. Eine Befestigung innerhalb dieser Flächen ist 
nur für Zugänge, Zufahrten, Stellplätze, Aufenthaltsbereiche und Einfriedungen zulässig. 
 

11 VERKEHRSFLÄCHEN, STELLPLÄTZE,  ZUFAHRTEN UND ZUGÄNGE 
Auf eine geringst mögliche Befestigung ist zu achten. 
Die KFZ-Stellplätze, KFZ-Stauräume und Grundstückszufahrten sind versickerungsfähig zu 
gestalten (rasenverfugtes Pflaster, Schotterrasen, Rasengittersteine, Fahrspuren mit 
durchlässigen Zwischenräumen, Porenpflaster u. ä.). 
 

12 PFLANZMASSNAHMEN 
12.1 Anpflanzung von Bäumen und Sträuchern auf den Privatgrundstücken 

Straßenraum: 
Zur Begrünung des Straßenraumes sind Bäume gemäß den Artenlisten 15.1 und 15.2 und 
den festgesetzten Mindestqualitäten an den festgesetzten Standorten zu pf lanzen. 
Bei Gehölzen, die straßenraumwirksam auf den privaten Flächen festgesetzt sind ist auf das 
Straßenraumprofil zu achten.  
Nicht überbaubare Grundstücksflächen: 
Zur Begrünung der nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind Bäume und Sträucher gemäß 
den Artenlisten 15.2, 15.3  und 15.4 in den darin festgesetzten Mindestqualitäten zu pflanzen, 
wobei vorwiegend standortgerechte Laubgehölze in Kombination mit Ziersträuchern zu 
verwenden sind. Bei Strauch- oder Baum-/ Strauchpflanzungen als Abschirmung zu den 
Nachbargrundstücken soll der Anteil heimischer Gehölze mindestens 60 % betragen, im 
Übergangsbereich zur freien Landschaft 100 %. Je angefangene 300 m² Grundstücksfläche, die 
von baulichen Anlagen nicht überdeckt werden, ist zusätzlich zu den straßenraumwirksam 
festgesetzten Bäumen ein heimischer Laubbaum entsprechend Artenliste 15.2 bzw. ein 
Obstbaum in den festgesetzten Mindestqualitäten zu pflanzen. Im Bereich der Verkehrsflächen 
ist auf das Straßenraumprofil zu achten. Die im Straßenraum festgesetzten Bäume können 
angerechnet werden. 
 

13 PFLEGE  DER GEHÖLZPFLANZUNGEN  
Die zu pflanzenden Gehö lze sind zu pflegen und zu erhalten. Ausfallende Bäume und 
Sträucher sind nachzupflanzen, wobei die Neupflanzungen ebenfalls den festgesetzten 
Güteanforderungen zu entsprechen haben und in der nächstmöglichen Pf lanzperiode zu 
pflanzen und arttypisch zu entwickeln sind. Die im Ge ltungsbereich des Bebauungsplanes 
bestehenden Laubgehölze sind bestmöglich zu erhalten. 
 

14 SCHUTZ UND ERHALT BESTEHENDER GEHÖLZE 
Zu erhaltender Baum- und Vegetationsbestand ist vor Beginn der Bauarbeiten durch 
geeignete Maßnahmen zu schützen. Die Schutzmaßnahmen sind nach DIN 18920 "Schutz 
von Bäumen, Pflanzbeständen und Vegetationsflächen" (neueste Fassung) durchzuführen. 
Die Bestimmungen der RAS-LP4 sowie der ZTV-Baumpflege sind zu beachten. 
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